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Abkürzungsverzeichnis

VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

EBG Eidgenössisches Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann
SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
RK-SR Kommission für Rechtsfragen des Ständerates
BFS Bundesamt für Statistik
SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
IV Invalidenversicherung
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
EO Erwerbsersatzordnung
BV Bundesverfassung
WEA Weiterentwicklung der Armee
HIV Humanes Immundefizienz-Virus
AVIG Arbeitslosenversicherungsgesetz
EG Europäische Gemeinschaft
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

BFEG Bureau fédéral de l'égalité entre femmes et hommes
CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats
OFS Office fédéral de la statistique
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
AI Assurance-invalidité
EEE l'Espace économique européen
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
APG allocations pour perte de gain
Cst Constitution fédérale
DEVA Développement de l'armée
VIH Virus de l'immunodéficience humaine
LACI Loi sur l'assurance-chômage
CE Communauté européenne
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Mit der Überweisung eines Postulats Feri (sp, AG) beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichts über die Situation der Sexarbeiterinnen
und -arbeiter in der Schweiz. Die dadurch erhaltene Übersicht über die Aufsicht,
Voraussetzungen und Bedingungen der Sexarbeitenden in den Kantonen soll den
optimalen Schutz der Sexarbeitenden und Freier ermöglichen. Die Frage nach den
Sicherheitskosten im Zusammenhang mit käuflichem Sex strich die grosse Kammer
aufgrund des zu hohen finanziellen Aufwands für die Erhebung aus der Liste der zu
prüfenden Punkte. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, das
gemeinsam mit den bereits überwiesenen Postulaten Streiff-Feller (evp, BE; Po. 12.4162)
und Caroni (fdp, AR; Po. 13.3332) beantwortet werden kann. 1

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
NADJA ACKERMANN

Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Feri (sp, AG) ab, da der Bundesrat
das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu Prostitution
und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 2

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Ein Postulat Yvonne Feri (sp, AG), das einen Bericht über unterstützende Massnahmen
zur Gleichstellung der Geschlechter verlangte, um eine Geschlechterquote von 40
Prozent in der Bundesverwaltung zu erreichen, wurde mit 94 (bürgerlichen) zu 73
(links-grünen) Stimmen abgelehnt. Die Ratsmehrheit folgte den Argumenten von
Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf, die das Postulat zur Ablehnung empfahl, weil
die Forderung ohne den Bereich Verteidigung bereits erfüllt sei. 2013 hätte der
Frauenanteil ohne VBS und Grenzwachtkorps 43.3 Prozent betragen. Der Sollwert liege
bei 44 bis 48 Prozent. Diese Zahl strebe man auch in Kaderpositionen an, wo der
Frauenanteil nach wie vor tiefer sei. 3

POSTULAT
DATUM: 13.06.2014
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Im Berichtsjahr kamen im Nationalrat zwei Postulate zur Abstimmung, die sich mit der
Vereinbarkeit von Beruf und militärischer Laufbahn befassten. Das Postulat Landolt
(bdp, GL) beauftragte den Bundesrat, Lösungen zu finden, mit denen die Attraktivität
der Offizierslaufbahn innerhalb der Armee gesteigert werden könnte. Im Gegensatz zu
früher seien Offiziere nicht mehr gefragte Führungskräfte und der für die Wirtschaft
nutzbringende Transfer der erlangten Kompetenzen gelinge nicht mehr in
vergleichbarem Ausmass. Zusammen mit Mitunterzeichnenden aus vorwiegend
bürgerlichen Kreisen forderte Landolt unter anderem eine Attraktivitätssteigerung der
Offizierslaufbahn, indem beispielsweise eine Harmonisierung mit der beruflichen
Laufbahn vorgenommen wird. Das „vielversprechende Zielpublikum“, das der Armee im
Moment fehle, soll damit wieder erreicht werden. Im zweiten Postulat, welches 2010
von Sylvie Perrinjaquet (fdp, NE) (Po. 10.4049) eingereicht wurde, wird der Bundesrat zu
einer Evaluation beauftragt, mit der festgestellt werden soll, wie die innerhalb des
Militärdienstes erworbenen Fähigkeiten im Berufsleben validiert werden könnten.
Zivilen Arbeitgebern sollte ermöglicht werden, sich über im Militärdienst erworbene
berufliche Kompetenzen, Qualifikationen und entsprechendes Fachwissen der
Arbeitnehmer zu informieren. Umgekehrt sollten damit aber auch spezifische
Fähigkeiten von Armeeangehörigen innerhalb derer Diensttätigkeit besser eingesetzt
werden können. Diese doppelte berufliche Anerkennung dürfte den Gehalt der
Diensttage in den Augen der Unternehmen aufwerten und gleichzeitig die Rolle der
Weiterbildung innerhalb der Armee stärken. Beide Postulate wurden diskussionslos
angenommen. 4

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Im September des Berichtsjahres reichte die SiK-SR ein Postulat zu den
Immobilienverkäufen des VBS ein. Der Bundesrat wurde beauftragt, bis Mitte 2012
einen Bericht vorzulegen, in dem präzisiert wird, welche Liegenschaften des VBS
veräussert werden könnten, die Zeiträume dafür zu skizzieren und Angaben zum
möglichen Verkaufserlös zu machen. Darüber hinaus sollte geprüft werden, wie der
erzielte Erlös dem VBS über die Erhöhung des Ausgabenplafonds der Armee für
Rüstungsbeschaffungen wiederum zur Verfügung gestellt werden könnte. Der Bundesrat
beantragte die Annahme des Postulats mit der Anmerkung, erst nach Behandlung des
Armeeberichts die Anforderungen des Begehrens erfüllen zu können. Der Ständerat
nahm das Postulat diskussionslos an. 5

POSTULAT
DATUM: 27.09.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im Mai 2012 wurde im Ständerat ein Postulat Berberat (sp, NE) überwiesen, welches auf
die bessere Koordination zwischen Rekrutenschule und Hochschulstudium abzielt.
Dies wurde damit begründet, dass nach dem Bologna-System die Semester bereits
Mitte September beginnen und damit eine 21 wöchige Rekrutenschule nicht im Sommer
absolviert werden kann, ohne dass ein Studienbeginn oder dessen Fortsetzung dadurch
tangiert wird. Früher war das mit der kürzeren RS-Dauer noch möglich. Um den
Studierenden die Einbusse eines Semesters oder gar eines Studienjahres zu ersparen,
wurde der Bundesrat beauftragt, zusammen mit den Kantonen und den Hochschulen
Lösungen zu suchen, welche den Studenten zugute kommen. Denkbar sei eine
Verkürzung der RS um zwei bis drei Wochen unter gleichzeitiger Verschiebung des
Semesterstartes um einige Wochen. Nach einem unterstützenden Votum durch
Bundesrat Maurer – der Bundesrat führe bereits entsprechende Gespräche – wurde
das Postulat diskussionslos angenommen. Ein genau gleich lautendes Postulat Maire (sp,
NE) (Po. 12.3210) überwies der Nationalrat Mitte Juni. 6

POSTULAT
DATUM: 31.05.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im Juni des Berichtsjahres wurden zwei ähnlich lautende Vorstösse aus dem Jahr 2010
im Parlament besprochen. Ein Postulat Malama (fdp, BS) (Po. 10.3570) und eine Motion
Stump (sp, AG) (Mo. 10.3832) sollten den Bundesrat dazu bewegen, das Nebeneinander
von Militärdienst und ziviler Ausbildung besser zu koordinieren. Beide Begehren
problematisieren die der Bologna Reform geschuldete Verschiebung der
Semesterdaten: Maturanden könnten keine vollständige RS zwischen Schulabschluss
und Studienbeginn mehr absolvieren. Die resultierende Situation sei für alle Beteiligten,
Armee und Wirtschaft, aber insbesondere für die betroffenen Stellungspflichtigen
unbefriedigend. Malama fordert deswegen bessere Beratungsangebote und Stump
verlangt eine bessere Koordination. Der Bundesrat anerkannte die Problematik, sah
aber durch das bestehende Angebot mit drei RS-Starts pro Jahr die zivilen Bedürfnisse
als erfüllt an. Einen akuten Handlungsbedarf erkannte die Regierung nicht. Dennoch
werde sie die Anliegen im Zuge der Weiterentwicklung der Armee berücksichtigen. In
der Sommersession wurde das Postulat Malama diskussionslos mit 115 zu 40 Stimmen
angenommen. Gleichentags wurde über die Motion Stump befunden, die von Chantal
Galladé (sp, ZH) übernommen worden war. Die Zürcher Sozialdemokratin unterstrich
die Wichtigkeit der Koordination der Ausbildungen. Man dürfe den künftigen Studenten
nicht zumuten, ein Zwischenjahr einlegen zu müssen. Bundesrat Maurer anerkannte in
seinem Votum die Anliegen, verwies aber auf das bereits früher überwiesene Postulat
Berberat. Der Bundesrat sei bereits mit der Lösungssuche beauftragt und deswegen sei
dieser Vorstoss abzulehnen. Entgegen dieser Aufforderung wurde die Motion
angenommen (82 zu 71 Stimmen). Im September kam das Geschäft in den Ständerat,
dessen SiK sich kritisch dazu geäussert hatte: Erstens liege es nicht in der Kompetenz
des Bundes, Vorschriften über den Semesterbeginn zu erlassen und zweitens reiche die
Zeit zwischen Schulabschluss und Mitte September ohnehin nicht, um eine vollständige
Rekrutenschule durchzuführen. Auch Bundesrat Maurer setzte sich erneut gegen die
Motion ein und betonte, dass es einen Dialog zwischen Bund und Hochschulen brauche
und nicht einseitige Forderungen an die Armee. Der Ständerat folgte der Kommission
und dem Bundesrat und lehnte die Motion ab. 7

POSTULAT
DATUM: 19.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Militärorganisation

Le Conseil national a transmis le postulat Meier (ds, ZH) souhaitant une semaine de
cinq jours pour les recrues et les soldats en cours de répétition et, sous forme de
postulat, la motion Spielmann (pdt, GE) (Mo. 89.701) demandant une diminution
généralisée de la durée des obligations militaires. 8

POSTULAT
DATUM: 23.03.1990
BRIGITTE CARETTI

Le Conseil national a adopté le postulat Brügger (ps, FR), souhaitant généraliser
l'utilisation de techniques de simulation pour l'instruction de la troupe. A ce sujet, le
commandant de corps Rolf Binder s'est prononcé en faveur d'une extension de
l'utilisation des simulateurs; ceux-ci sont silencieux, ne polluent pas l'air, économisent
les munitions et permettent de pallier le manque d'instructeurs, en particulier en ce
qui concerne les armes sophistiquées. 9

POSTULAT
DATUM: 08.05.1991
SERGE TERRIBILINI

La grande chambre a transmis trois postulats Fierz (pe, BE) (Po. 91.3255, 91.3265 &
91.3266) concernant la réforme de certains modes de fonctionnement de l'armée. Le
premier demande d'examiner l'importance du temps perdu dans les écoles de recrues
et les cours de répétition, et d'essayer de remédier à ce problème. Le second propose
d'étudier la formation militaire afin d'éliminer les formes en usage ainsi que les types
d'entraînement désuets ne correspondant plus à notre époque. Le troisième vise à
améliorer la formation et la préparation par une prolongation des écoles de sous-
officiers et des cours de cadre, et une réduction de la durée des cours de répétition et
des écoles de recrue. 10

POSTULAT
DATUM: 04.10.1991
SERGE TERRIBILINI

Les Chambres ont transmis un postulat Ziegler (pdc, UR) et une motion Hari (udc, BE)
(Mo. 91.3164), transformée en postulat, demandant au gouvernement de prendre des
mesures afin de compenser, dans les régions concernées, la réduction des emplois du
DMF qu'entraîne la réforme de l'armée ainsi que les mesures d'économie de la
Confédération, notamment en ce qui concerne les entreprises d'armement et
d'entretien. 11

POSTULAT
DATUM: 13.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Dans le contexte plus spécifique du seul P-26, la conseillère aux Etats Bührer (ps, SH) a
souhaité, par le biais d'un postulat, que certains points liés aux finances ainsi qu'au
personnel de l'organisation secrète de résistance soient éclaircis. Il s'agit plus
particulièrement du montant total des dépenses faites, du degré d'implication de
fonctionnaires fédéraux, de leur éventuelle indemnisation et de leur nom. La petite
chambre a cependant rejeté ce texte après que Kaspar Villiger eut demandé de ne plus
revenir sur cet épisode passé. 12

POSTULAT
DATUM: 15.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil des Etats a transmis le postulat de sa commission sur l'alerte préalable en
défense aérienne. Ce texte demande au Conseil fédéral de présenter un rapport qui
montre comment il est possible d'assurer l'alerte préalable et la conduite en matière de
défense aérienne avec et sans la collaboration d'autres Etats européens, ainsi que les
coûts et les conséquences sur la neutralité suisse que cela entraînerait. 13

POSTULAT
DATUM: 19.03.1992
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a transmis le postulat Keller (pdc, AG) priant le gouvernement de
prendre des mesures en vue de promouvoir auprès des jeunes l'avancement dans
l'armée. 14

POSTULAT
DATUM: 18.12.1992
SERGE TERRIBILINI

La grande chambre a transmis un postulat de sa commission demandant que le
gouvernement présente rapidement les bases légales pour la réduction de la durée de
l'obligation de servir selon la conception d'Armée 95. 15

POSTULAT
DATUM: 18.12.1992
SERGE TERRIBILINI
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Le Conseil national a transmis le postulat Pini (prd, TI) qui demande au Conseil fédéral
de prendre diverses mesures visant à revaloriser le rôle actif des cadres de l'instruction
militaire, notamment en fonction des nouveaux concepts de défense contenus dans le
projet Armée 95. 16

POSTULAT
DATUM: 17.06.1994
SERGE TERRIBILINI

Répondant à un postulat du Conseil national de 1991, le Conseil fédéral a approuvé à
l'attention du parlement un rapport élaboré par un groupe de travail ad hoc concernant
les domaines de la justice militaire pouvant être transférés à la justice civile.
Considérant que 96% des cas qu'ils doivent juger concernent des délits militaires
(insoumission, refus de servir, inobservation des prescriptions de service, etc.), le
gouvernement estime que les tribunaux militaire doivent être conservés. Il propose
cependant que les infractions contre les amendes d'ordre soient traitées par des
tribunaux pénaux civils. Par ailleurs, concernant l'objection de conscience, il est prévu
que les tribunaux militaires ne s'occupent plus que des cas où le réfractaire n'a pas été
admis au service civil ou n'a pas fait de demande à ce sujet. De fait, les forts contestés
examens de conscience disparaîtraient presque entièrement du champ de compétence
des tribunaux militaires. 17

POSTULAT
DATUM: 20.10.1994
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil des Etats a transmis un postulat Martin (prd, VD) demandant au
gouvernement d'envisager la possibilité d'ouvrir l'aérodrome militaire de Payerne (VD)
au trafic civil, ce afin d'aider cette région connaissant des difficultés économiques. Le
Conseil national a adopté un postulat Savary (prd, VD) (Po. 95.3014) à teneur similaire. 18

POSTULAT
DATUM: 23.06.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Le Conseil national a rejeté un postulat Alder (ps, SG) invitant le gouvernement à
présenter un rapport sur les moyens de contrôle de l'armée en vigueur dans les pays
européens ainsi que sur les éventuelles mesures à prendre en vue d'améliorer la
surveillance des forces militaires par les autorités civiles. La majorité de la grande
chambre a en effet estimé qu'un tel rapport était inutile et dépassé alors que de
nouvelles structures étaient sur le point d'être mises en place. 19

POSTULAT
DATUM: 19.09.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Afin de mieux concilier monde professionnel et vie militaire, le Conseil national a
transmis un postulat Schmid (udc, BE) invitant le gouvernement à examiner les
possibilités de sanctionner par un certificat les formations que reçoivent les cadres de
l'armée dans certains domaines (techniques de gestion et de résolution de problèmes,
conduite de réunions, etc.). Selon le postulant, il est urgent, si l'on entend maintenir
l'attractivité de l'avancement, de valoriser ces compétences sur le marché du travail. 20

POSTULAT
DATUM: 10.10.1997
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Devant la Commission de sécurité du Conseil national, Adolf Ogi a mentionné comme
domaine d’économies prioritaire les bâtiments militaires. L’armée suisse possède un
peu moins de 30'000 objets immobiliers. Le Conseil national a transmis un postulat de
la Commission de la politique de sécurité qui invite le Conseil fédéral à présenter à la
fin de chaque année un rapport concernant le taux d’occupation des cantonnements,
des installations d’instruction et autres installations militaires. Le gouvernement devra y
décrire les implications qu’à la planification continue en prévision de l’«armée XXI». 21

POSTULAT
DATUM: 26.06.1998
FRANÇOIS HUGUENET

S’inquiétant de l’érosion des effectifs chez les instructeurs, un postulat Gusset (pdl,
TG) a invité le Conseil fédéral à exposer les raisons de cette situation et à prendre des
mesures pour y remédier. Sur un effectif prévu de 1950 places de travail, seules 1921
étaient occupées au milieu de l’année sous revue et le nombre de départs volontaires a
été plus élevé lors du seul premier semestre que lors de la totalité de l’année
précédente. Appuyé par 53 cosignataires, ce postulat a été transmis par la chambre du
peuple. 22

POSTULAT
DATUM: 08.10.1999
FRANÇOIS HUGUENET
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Le Conseil national a transmis un postulat de Josef Leu (pdc, LU) (Po. 00.3087)
demandant la prise en compte de certaines activités à l’étranger pour les obligations
militaires. Cette proposition visait principalement les missions à l’étranger de citoyens
helvétiques dans le cadre de l’aide humanitaire. Le Conseil fédéral s’est déclaré prêt à
accepter le postulat. Il a aussi adopté une motion par la commission de l’économie et
des redevances (Mo. 00.3186) l’enjoignant de modifier la LACI ainsi que le régime des
APG afin que les jeunes se trouvant entre deux périodes de service militaire ou entre la
fin de leurs études et leur service militaire puissent obtenir les indemnités du
chômage. 23

POSTULAT
DATUM: 06.10.2000
FRANÇOIS BARRAS

Le Conseil national a adopté un postulat du Groupe des Verts, qui demandait au Conseil
fédéral de veiller à ce que l’armée renonce à toute aide à la diffusion du « Guide des
recrues ». Cette publication, éditée à titre privé, a notamment suscité l’intervention de
la conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey, pour son caractère misogyne. Le Conseil
fédéral, qui avait décidé d’un droit de regard sur le contenu de la brochure fin 2004 et
avait chargé le DDPS d’apporter des corrections d’ordre rédactionnel en cas de
contenu incorrect, sexiste ou discriminatoire, a été interpellé à nouveau par le
conseiller national Lang (pe, ZG) (question 05.5096) suite à la parution d’un nouveau
numéro en 2005, qui témoignait de peu de changements par rapport aux précédents. 24

POSTULAT
DATUM: 07.10.2005
ELIE BURGOS

Plusieurs interventions parlementaires ont également été déposées en relation avec
les nouvelles mesures proposées par le DDPS. Parmi celles-ci, un postulat du conseiller
national Baumann (udc, TG) (Po. 05.3460) a demandé au Conseil fédéral de remettre au
parlement un rapport intermédiaire sur la politique de sécurité avant de mettre en
œuvre les mesures de transformation de l’armée décidées au mois de mai. Le conseiller
national a estimé que les nouvelles priorités fixées par le Conseil fédéral à l’armée
n’étaient pas suffisamment justifiées, et que ce dernier se devait d’expliquer en détails
de tels changements de stratégie, les conséquences qui en résultaient, de même que
les nouveaux objectifs et les moyens qui permettraient de les atteindre. Une des
principales inquiétudes des parlementaires était que le gouvernement les tienne à
l’écart de la conception et/ou de l’approbation de ces nouvelles mesures. Dans sa
réponse à une interpellation de la groupe de l'udc (Ip. 05.3240), le Conseil fédéral a
précisé que les étapes de développement planifiées ne requéraient pas de
modifications de lois formelles – notamment de la loi fédérale sur l’armée et
l’administration militaire (LAAM) –, mais qu’il s’efforcerait d’intégrer les milieux publics,
le parlement et les partis politiques dans les travaux sous une autre forme. Le
gouvernement a déclaré en outre que la réalisation de certaines décisions impliquerait
la modification de l’ordonnance sur l’organisation de l’armée, et qu’il procéderait dans
ce contexte à une consultation avant que le message ne soit approuvé à l’intention du
parlement. 25

POSTULAT
DATUM: 19.10.2005
ELIE BURGOS

Le Conseil des Etats a adopté un postulat Wicki (pdc, LU), qui demandait au Conseil
fédéral de présenter au parlement un rapport sur la mise en œuvre des obligations
militaires dans le cadre de la réforme de l’armée. Le député a notamment demandé au
gouvernement s’il était disposé à examiner, notamment au vu du nombre élevé de
recrues déclarées inaptes au service militaire, la transformation des obligations
militaires en une obligation générale de servir pour les hommes en faveur de la
population, à condition que les effectifs de l’armée soient maintenus. 26

POSTULAT
DATUM: 05.12.2005
ELIE BURGOS

Par 116 voix contre 26, le Conseil national a adopté, en fin d’année, un postulat de sa
commission de la politique de sécurité, qui demandait au Conseil fédéral d’étudier
quelles mesures devaient être prises afin de faciliter une éventuelle montée en
puissance de l’armée. Le gouvernement a été chargé de mettre l’accent en particulier
sur deux dispositions. La première touchait à la création de conditions favorables au
développement d’une politique industrielle et technologique en Suisse permettant
d’occuper des niches indispensables ou importantes pour les autres nations
productrices d’armement, afin que la Suisse soit en bonne position pour négocier, le
cas échéant, la production de l’équipement dont elle aurait besoin dans des délais
raisonnables. La seconde concernait l’amélioration de la formation de spécialistes pour
des fonctions clés, par l’intermédiaire d’une intensification de la professionnalisation
et de l’instruction en coopération, afin que l’armée puisse disposer en permanence de

POSTULAT
DATUM: 03.10.2006
ELIE BURGOS
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compétences garantissant un déroulement aussi efficace que possible de toute montée
en puissance. 27

Dans la lignée de ces débats, le Conseil national a examiné un postulat de sa
commission de la politique de sécurité, qui demandait au Conseil fédéral d'étudier les
avantages et les inconvénients d'une éventuelle augmentation de la proportion
maximale légale de militaires en service long, et d’étudier notamment les effets de
celle-ci sur le profil de prestations et la structure de l'armée, les conséquences sur le
système de milice et les coûts d’un tel engagement. Le groupe UDC a proposé de
rejeter le postulat. Le plénum a néanmoins adopté celui-ci par 104 voix contre 51. 28

POSTULAT
DATUM: 20.12.2007
ELIE BURGOS

Le Conseil des Etats a adopté un postulat de sa commission des affaires juridiques, qui
demandait au Conseil fédéral d’étudier le transfert à la justice civile de tout ou partie
des tâches attribuées à la justice militaire. 29

POSTULAT
DATUM: 15.09.2008
ELIE BURGOS

Contre l’avis du Conseil fédéral, le Conseil national a adopté, par 138 voix contre 48, un
postulat Wasserfallen (prd, BE), qui demandait au gouvernement de procéder à
l'examen de la planification des périodes de service militaire en tentant d’organiser les
école de recrues et les cours de répétition en fonction du calendrier des hautes écoles
et en introduisant un maximum de flexibilité, afin d’atténuer les inconvénients qui en
résultent pour les entreprises et les haute écoles. Le postulat a été classé dans le cadre
de l'examen de développement de l'armée (voir ici). 30

POSTULAT
DATUM: 01.10.2008
ELIE BURGOS

Suite à l’«affaire Nef», le Conseil national a adopté un postulat de sa commission de la
politique de sécurité (CPS-CN), qui chargeait le Conseil fédéral d'examiner quelles
procédures et quelles dispositions il y avait lieu de modifier en ce qui concerne
l'élection du chef de l'armée. Le postulat demandait au Conseil fédéral de s’attacher
en particulier à répondre à la question de savoir à quel moment le contrôle de sécurité
devait être effectué. 31

POSTULAT
DATUM: 01.10.2008
ELIE BURGOS

Le Conseil national a adopté, contre l’avis du Conseil fédéral, un postulat du député
socialiste Hans Widmer (ps, LU), qui demandait au gouvernement de présenter au
parlement un rapport sur un code de conduite des personnels militaires, la Suisse
étant un des rares pays à ne pas disposer d’un tel code. 32

POSTULAT
DATUM: 01.10.2008
ELIE BURGOS

Le Conseil des Etats a transmis un postulat Konrad Graber (pdc, LU) qui invite le
gouvernement à énumérer les dysfonctionnements de l’armée qui ne seraient pas
supprimés par le rapport sur la sécurité. Il demande également de déterminer les
modifications à apporter ainsi que les scenarii permettant à l’armée de remplir sa
mission sans augmentation de budget et tout en maintenant l’obligation de servir. Le
conseiller aux Etats a effectivement estimé qu’il y a un manque de volonté politique
pour résoudre les problèmes rencontrés. 33

POSTULAT
DATUM: 08.06.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Ein im Juli von der SiK des Ständerates eingereichtes Postulat zur Zukunft der Artillerie
wurde im September beraten. Darin wird der Bundesrat beauftragt, sich bis Ende 2013
in einem Bericht zu äussern, wie die Zukunft der Artillerie und des indirekten Feuers im
Allgemeinen ausgestaltet werden soll. Ein zentraler Aspekt ist dabei die Frage nach der
Art und Menge der zu beschaffenden Munition. Das Geschäft stand in engem
Zusammenhang mit dem „Übereinkommen über Streumunition“ der UNO. Darin wurde
festgehalten, dass konventionelle Streumunition verboten wird. Solche ist in der
Schweiz jedoch in Form von sogenannter Kanistermunition in grossen Mengen
vorhanden. Über die Genehmigung dieses Übereinkommens hatte sich der Bundesrat in
seinem Bericht vom 6. Juni 2011 geäussert. In diesem Zusammenhang stand auch eine
Änderung des Kriegsmaterialgesetzes. Das Postulat wurde trotz dem Hinweis von
Bundespräsidentin Calmy-Rey, dass diese Fragen bereits im Prozess der Revision des
Bundesgesetzes über die Armee und die Militärverwaltung und der dazu gehörenden
Verordnung über die Organisation der Armee beantwortet würden, angenommen. 34

POSTULAT
DATUM: 15.09.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Gleich zweifach wurde ein Postulat Ende September im Nationalrat eingereicht. Die
Postulierenden Eichenberger-Walther (fdp, AG) (Po. 12.3745) und Glanzmann-Hunkeler
(cvp, LU) (Po. 12.3744) forderten den Bundesrat auf, einen Bericht vorzulegen, wie das
Leistungsprofil der Armee unter Berücksichtigung geplanter Budgetkürzungen
aussehen soll. Mit dem Armeebericht 2010 hatten sich Parlament und Regierung auf
einen Armee Soll-Bestand von 100 000 Armeeangehörigen geeinigt. Der vom Parlament
auf 5 Mia. CHF gesetzte Plafond wurde im Nachgang der Verhandlungen vom Bundesrat
auf 4,7 Mia. CHF redimensioniert. Der Bundesrat solle schildern, in welchen Bereichen
die 300 Mio. CHF eingespart werden. Aus der Stellungnahme des Bundesrates ging
hervor, dass das VBS in der Erarbeitung dieser Fragen bereits aktiv geworden war. Die
Regierung empfahl die Postulate zur Annahme und die Räte folgten Ende Jahr dieser
Empfehlung stillschweigend. 35

POSTULAT
DATUM: 20.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Hinsichtlich der Weiterentwicklung der Armee (WEA), hat die Finanzkommission des
Nationalrates ein Postulat eingereicht. Die Kommission verlangte einen Bericht, in dem
der Bundesrat aufzeigen soll, welche Armeeimmobilien im Sinne einer öffentlichen
Nutzung veräussert werden können. Mit der WEA steht eine erneute Reduktion der
Anzahl Armeeangehöriger im Raum, wobei die Armee und ihre Verwaltung
entsprechend weniger Platz brauchen. Der Bericht soll gegenüber dem Parlament mehr
Transparenz schaffen und unter anderem aufzeigen, welche Immobilien sich für welche
Zwecke eignen (öffentliche Zwecke von Kantonen und Gemeinden, Wohnraum oder
auch gewerbliche Nutzungen). Dabei soll fallweise auch eruiert werden, ob die
Bundesinteressen besser durch den Verkauf oder durch die Abgabe der Objekte im
Baurecht gesichert werden.  Darüber hinaus hinterfragt die Kommission auch die
derzeitige Organisation der Immobilienverwaltung beim Bund mit zwei in
unterschiedlichen Departementen angesiedelten Ämtern (BBL im EFD, armasuisse
Immobilien im VBS). Dem bundesrätlichen Antrag auf Annahme der Vorlage
entsprechend, war diese auch im Rat unbestritten. 36

POSTULAT
DATUM: 13.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die SiK des Nationalrates wollte den Militärdienst attraktiver machen und hierfür die
Regierung mit einem Postulat beauftragen, in einem Bericht mögliche Wege
aufzuzeigen, wie ihr Ansinnen umgesetzt werden könnte. Vier Eckpfeiler sind dabei von
der Kommission vorgegeben worden. Zunächst sollte die differenzierte oder
qualifizierte Diensttauglichkeit gezielt gefördert werden: Auch Personen mit leichten
körperlichen Einschränkungen sollen zum Militärdienst zugelassen werden können,
sofern sie dies wollen.  Zweitens sollte „unnötige Bürokratie” für Milizoffiziere abgebaut
werden. Damit wurden ausserdienstliche Verpflichtungen angesprochen, die mitunter
grosse zeitliche Ressourcen binden und mit alternativen Instrumenten effizienter
angegangen werden könnten. Als dritter Punkt regte die Kommission an,
Militärausbildungen anzuerkennen, wobei die Sicherheitspolitiker insbesondere auf
eine Ausweitung der Anerkennungen abzielten. Diese Idee war wiederholt – auch
bereits erfolgreich – vorgebracht worden. Als vierte Anregung sollten
Weiterbildungskurse („WKs”) in puncto Qualität und Attraktivität einer Kur unterzogen
werden. 
In seiner Stellungnahme berief sich der Bundesrat, einmal mehr, auf die WEA, die auch
diese Herausforderungen zu lösen im Stande sein soll. Deren Auswirkungen lassen sich
jedoch noch nicht einschätzen, weil viele Massnahmen erst 2018 in Kraft treten werden.
Erst dann könne man entsprechende Schlüsse ziehen, das vorgelegte Postulat sei daher
verfrüht – so wollte die Regierung den Auftrag zur Berichterstattung abwenden. 
Der Nationalrat zeigte sich jedoch unbeeindruckt: Das Postulat wurde mit einer
komfortablen Mehrheit von 122 zu 40 Stimmen und 7 Enthaltungen angenommen. Die
Debatte zog sich nicht sehr lange hin und die Kommissionssprecher verdeutlichten, was
dem Postulat zugrunde lag: Es war der Attraktivitätszuwachs beim Zivildienst, der
gemäss Golay (mcg, GE) dazu führe, dass weniger Stellungspflichtige in den Militärdienst
eintreten. Statt nun den Zivildienst unattraktiver zu machen, presche man in die andere
Richtung und strebe an, den Militärdienst in ein besseres Licht zu stellen – wie es
Dobler (fdp, SG) seitens der Kommission verdeutlichte. Der Verteidigungsminister blieb
bei seinem Votum weitgehend bei den Ausführungen aus der früheren Stellungnahme.
Im Wesentlichen verwies er dabei auf bestehende Prozesse, denen man noch einige
Zeit zur Bewährung geben möge. Mit der Annahme des Postulats durch das Ratsplenum
wurde der Auftrag der Berichterstattung dennoch erteilt. 37

POSTULAT
DATUM: 16.03.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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„Wie kann der Mangel an Offizieren behoben werden?”, fragte die SiK des Nationalrates
Anfang 2017 den Bundesrat mit einem Postulat. Die Kommission ortete einen
„notorischen Offiziersmangel”, der behoben werden müsse. Aufzeigen solle der
Bundesrat mit einem Bericht, welche Massnahmen in Frage kämen, damit die
Attraktivität einer Offizierskarriere gesteigert werden könne. Mit der Weiterentwicklung
der Armee (WEA) und der Verkleinerung des Armeebestandes sei in absehbarer Zeit
eine Akzentuierung des Offiziersmangels zu erwarten, gerade weil viele Zeitoffiziers-
und Fachoffiziersstellen abgebaut würden. 
Das aufgeworfene Problem sei dem Bundesrat bekannt und es fänden Prozesse statt,
um es zu entschärfen, so die Landesregierung. Namentlich im Bereich der besseren
Vereinbarkeit der Militärkarriere mit dem Erwerbsleben gebe es Bestrebungen, mehr
Leute für eine Offizierslaufbahn zu gewinnen. Dazu sind verkürzte Dienste zu zählen,
Spezialregelungen mit den Hochschulen zum Semestereintritt sowie auch
Kompetenznachweise, die auch im zivilen Leben ihren Stellenwert haben. Die
zusätzliche Neuerung der Anrechenbarkeit von ECTS-Punkten an diverse Studiengänge
sei ebenso zu den Bestrebungen zu zählen, die sich in der Umsetzung befänden. Im
Lichte der sich noch in einer Realisierungsphase befindlichen Massnahmen und der
neuen WEA-Bestimmungen, die anfangs 2018 in Kraft treten werden, wollte der
Bundesrat mit der Berichterstattung noch zuwarten. Der Nationalrat liess sich aber
nicht auf die Entgegnungen der Regierung ein und nahm das Postulat mit 153 Stimmen
ohne Gegenstimmen an (vier Enthaltungen). 38

POSTULAT
DATUM: 16.03.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Armee 2.0 – unter dieses Schlagwort setzte Postulant Dobler (fdp, SG) die Forderungen
aus seinem Vorstoss. Die Schweiz müsse das Technologie-Know-how fördern und
sichern und entsprechend auch im Bereich der Landesverteidigung Modifikationen
vornehmen, erklärte er. Fünf Punkte wurden vom St. Galler umschrieben: Das
Armeepersonal müsse in Anbetracht des technologischen und wissenschaftlichen
Kompetenzbedarfs rekrutiert werden; der Personalbedarf im Bereich Cyberabwehr
müsse abgeklärt werden; der Bundesrat solle prüfen, inwiefern mit
Bildungsinstitutionen und der Wirtschaft zusammengearbeitet werden könne;
Armeeangehörigen sollten diverse neue Typen von Ausbildungen und Einsätzen
angerechnet werden können; sowie, fünftens, sollten neue Kriterien der
Diensttauglichkeit formuliert werden („differenzierte Tauglichkeit”). Dobler reihte sich
damit in eine Gruppe von Parlamentariern ein, welche die Armee bezüglich neuerer
Bedrohungsszenarien aus dem Cyberspace und durch computergestützte Systeme
besser aufstellen möchte. Technologie und Wissenschaft seien immer wichtiger für die
Armee und solch hoch innovativer Themen müsse sich das Militär zuwenden, so der
Postulant in seiner Begründung. Einzelne Möglichkeiten zur Anrechenbarkeit von
Praktika bei Bundesbetrieben oder Hochschulen an die Dienstleistung seien zwar
bereits gegeben, man müsse aber noch weitere Anreize schaffen. Im Fokus stünden
dabei Projekte, die für das Militär einen Verwendungszweck haben. Der Bundesrat teilte
offensichtlich die Stossrichtung des Postulats und beantragte dessen Annahme. Als es
im Sommer 2017 im Nationalrat behandelt wurde, gab es keine Debatte, das Geschäft
wurde diskussionslos angenommen. 39

POSTULAT
DATUM: 16.06.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Priska Seiler Graf (ps, ZH) aimerait que le Conseil fédéral évalue des mesures
exemplaires de promotion des droits et des opportunités des femmes dans les
organisations militaires, au regard de sa politique d'égalité. Dans les stratégies d'égalité
destinées à l'armée, il faudrait d'abord privilégier cette démarche avant d'imposer de
nouvelles obligations aux femmes. Le groupe de travail chargé d'analyser le système de
l'obligation de servir préconisait d'ailleurs le modèle norvégien, selon lequel tant les
femmes que les hommes accomplissent leur service au sein de l'armée ou de la
protection civile. Le Conseil fédéral partage l'avis de la parlementaire. Il juge pertinent
de s'intéresser à la pratique étrangère dans le cadre du rapport sur le renouvellement
des effectifs de l'armée attendu pour fin 2020. Le postulat sera adopté par le Conseil
national. 40

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
DIANE PORCELLANA
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Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Le Conseil national a transmis le postulat Wanner (prd, SO) qui demande une
modification de la législation agricole de façon à ce que le travail des femmes soit mis
sur pied d'égalité avec celui des hommes. 41

POSTULAT
DATUM: 19.06.1992
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a adopté un postulat Graf (pe, BL) chargeant le Conseil fédéral de
soumettre un rapport relatif à la condition des femmes dans l’agriculture. La
postulante demande ainsi d’établir des données statistiques spécifiques concernant
notamment le nombre d’exploitations gérées par des femmes, la part du revenu
imposable des familles issue des activités agricoles des femmes, la manière de
comptabiliser le travail non rémunéré des femmes dans les exploitations et la
proportion de propriétaires foncières. Elle considère effectivement que le travail des
femmes dans le monde agricole n’est pas reconnu et que les paysannes sont
socialement, économiquement et juridiquement désavantagées. La thématique relative
à la condition de la femme est abordée dans la partie I, 7d (Frauen und
Gleichstellungspolitik). 42

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Internationale Landwirtschaftspolitik

Dans un postulat intitulé «Renforcer l'importance des exploitations agricoles
familiales dans la coopération internationale au développement», la députée
chrétienne-démocrate Christine Bulliard-Marbach (pdc, FR) demandait au Conseil
fédéral de rédiger un rapport présentant la manière dont il souhaitait renforcer
l'importance des exploitations agricoles familiales et des droits des femmes dans les
régions rurales dans le cadre de sa politique de coopération internationale. Les sept
sages ont appelé à accepter le postulat en précisant que leur réponse sera délivrée
dans le message sur la coopération internationale 2017-2020. 
Sans discussion, le Conseil national a donc accepté l'intervention de la fribourgeoise. 43

POSTULAT
DATUM: 20.03.2015
KAREL ZIEHLI

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Der Nationalrat überwies ein Postulat Hubmann (sp, ZH), welches den Bundesrat
ersucht, im Rahmen der gesamtschweizerischen Stop-Aids-Kampagne eine Kampagne
speziell für die Zielgruppe der heterosexuellen Männer durchzuführen. Hubmann
begründete dies damit, dass die Neuansteckungen mit dem HI-Virus zwar generell
rückläufig seien, dass sie aber gerade in der heterosexuellen Bevölkerung zugenommen
hätten. Eine Kampagne für Männer sei deshalb angebracht, weil es Situationen gebe, in
denen sich Frauen nicht aktiv schützen könnten, beispielsweise wenn ihnen die Männer
ihre gelegentlichen ausserpartnerschaftlichen Sexualkontakte verschweigen. 44

POSTULAT
DATUM: 10.10.1997
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen
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Invalidenversicherung (IV)

Die unterschiedliche Rentenbemessung für Frauen und Männer war auch Anlass für
ein vom Nationalrat überwiesenes Postulat Danuser (sp, TG), welches den Bundesrat
auffordert, die Verordnung über die IV dahingehend abzuändern, dass der
Einkommensvergleich nur mehr im Erwerbsteil erfolgt, dass eine Frau also – gleich wie
dies heute für Männer der Fall ist – weiterhin ihre Rente erhält, wenn sie sich aufgrund
von Haushaltpflichten aus dem Erwerbsleben zurückzieht. 45

POSTULAT
DATUM: 23.03.1990
MARIANNE BENTELI

Krankenversicherung

Auch der Nationalrat überwies in der Sommersession mehrere Postulate, welche sich
mit den Vollzugsproblemen des KVG befassten. Das Anliegen der Befreiung von der
Beitragspflicht ab dem dritten Kind wurde von der Waadtländer FDP-Abgeordneten
Langenberger aufgenommen, welche auch die Möglichkeit verlangte, während des
Militärdienstes die Krankenkasse sistieren zu können, wie dies im alten KVG der Fall war.
Eymann (lp, BS) regte an, der Bundesrat solle eine Arbeitsgruppe einsetzen (Po.
96.3082), um Massnahmen zur Erhöhung der Akzeptanz des neuen KVG und
flankierende Massnahmen auszuarbeiten, die allenfalls in Beiträge zur Kostensenkung
münden könnten. Grobet (pda, GE) verlangte eine Verordnungsänderung, mit welcher
die Aufsichtskompetenz des Bundes auf die Kantone ausgedehnt werden soll (Po.
96.3083), damit auch diese Regelwidrigkeiten, insbesondere in Bezug auf die
Versicherungsprämien und die von den Leistungserbringern verursachten Kosten,
feststellen können. Hingegen lehnte der Rat eine Motion Gonseth (gp, BL), welche mit
einer Änderung des Bundesgesetzes über den Versicherungsvertrag die Gleichstellung
von Frau und Mann auch in den Zusatzversicherungen erreichen wollte (Mo. 95.3322),
selbst in der vom Bundesrat vorgeschlagenen Postulatsform ab. Eine Motion David (cvp,
SG), welche verlangte, dass der Bundesrat den Prozentsatz des anrechenbaren
Einkommens und Vermögens für die Prämienverbilligung mit dem Ziel eines
einheitlichen Vollzugs solle bestimmen können (Mo. 96.3408), wurde in der
Wintersession auf Antrag des Bundesrates als Postulat überwiesen. Dieser erinnerte
daran, dass dieses Modell ursprünglich vom Bundesrat vorgeschlagen war, dass aber das
Parlament - auf Drängen der Kantone - bewusst einer föderalistischen Lösung
zugestimmt habe, weshalb es kaum statthaft wäre, nach so kurzer Zeit diese zentrale
Bestimmung wieder zu verändern. 46

POSTULAT
DATUM: 21.06.1996
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Auf Initiative der damaligen Nationalrätin Roth-Bernasconi (sp, GE) war 2011 eine
eigenständige Strafnorm geschaffen worden, die die Verstümmelung weiblicher
Genitalien unter Strafe stellt. In einem Postulat forderte Natalie Rickli (svp, ZH) im Jahr
2018 nun die Erarbeitung eines Berichts, der aufzeigen soll, mit welchen Massnahmen
der Schutz von Mädchen und Frauen vor einer Genitalverstümmelung verbessert
werden könnte. Rickli bezog sich in ihrer Begründung auf einen kurz zuvor in der
Sonntags-Zeitung erschienenen Artikel, gemäss welchem bis zum gegebenen Zeitpunkt
noch keine einzige Strafanzeige wegen Genitalverstümmelung eingegangen sei. Sie
verlangte daher vom Bundesrat zu überprüfen, weswegen dies bis anhin nicht der Fall
gewesen sei. Zudem sollte der Bundesrat in seinem Bericht Möglichkeiten zur
Verbesserung der Strafverfolgung aufzeigen. Der Bundesrat beantragte Annahme des
Postulats und der Nationalrat überwies dieses in der Herbstsession 2018
stillschweigend. 47

POSTULAT
DATUM: 28.09.2018
MARLÈNE GERBER
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Frauen und  Gleichstellungspolitik

Die beiden Urteile des Versicherungsgerichtes zeugen von einer Tendenz, die auch in
anderen Bereichen zu beobachten ist. Art. 4 Abs. 2 BV wird dabei formal ausgelegt und
führt dazu, männliche Rechtsansprüche zu untermauern und bestehende weibliche
Privilegien in Frage zu stellen. Immer wieder wird – vor allem von männlicher Seite – zu
argumentieren versucht, der Anspruch auf gleiche Rechte sei mit der Erfüllung gleicher
Pflichten abzugelten. So folgte im Kanton St. Gallen das Parlament gegen den heftigen
Widerstand von SP, LdU und GP einem Antrag der Regierung auf Einführung der
Feuerwehrpflicht für Frauen. Ähnliche Bestrebungen sind in den Kantonen Bern,
Baselstadt und Waadt im Gang, während das Ansinnen 1989 im Kanton Zürich in einer
Volksabstimmung deutlich abgelehnt wurde. Eine allgemeine Dienstpflicht für Männer
und Frauen, etikettiert als Bürgerpflicht, schlug auch die Schweizerische
Offiziersgesellschaft vor. 
Frauenpolitisch engagierte Frauen und Männer weisen solche Forderungen vehement
zurück, weil es ihrer Überzeugung nach nicht angeht, auf gleiche Pflichten zu pochen,
solange die rechtliche und faktische Diskriminierung der Frauen in wesentlichen
Bereichen anhält. Um den Blick auf die Gleichstellungsproblematik zu schärfen,
möchten sie, dass der Bundesrat regelmässig über den Stand der Frauenförderung
berichtet. Ein Postulat Longet (sp, GE) (Po. 89.745), welches den Bundesrat ersucht,
den Räten mindestens einmal pro Legislaturperiode darzulegen, wieweit Art. 4 Abs. 2
BV auf Bundesebene, in den Kantonen und in der Wirtschaft verwirklicht ist, wurde
diskussionslos überwiesen; noch 1987 war ein gleichlautender Antrag abgelehnt worden.
Alle Nationalrätinnen unterzeichneten ein überwiesenes Postulat ihrer Luzerner CVP-
Kollegin Stamm (Po. 90.662), mit dem der Bundesrat aufgefordert wird, inskünftig
seinen Geschäftsbericht so abzufassen, dass die Förderung der Frauenanliegen und
der Frauenpräsenz in der Regietangs- und Verwaltungstätigkeit ersichtlich wird.
Ebenfalls überwiesen wurde ein Postulat Leutenegger Oberholzer (gp, BL) (Po. 90.405),
das den Bundesrat einlädt, in allen Botschaften und Berichten die Auswirkungen der
Vorlage in Bezug auf die Gleichstellung in einem gesonderten Abschnitt darzulegen. 48

POSTULAT
DATUM: 23.03.1990
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat nahm diskussionslos ein Postulat Wanner (fdp, SO) an, welches den
Bundesrat beauftragt, die Verordnung über den Paritätslohnanspruch in der
Landwirtschaft in dem Sinn zu ändern, dass die Bewertung der Frauenarbeit mit jener
der Männer gleichgesetzt wird. 49

POSTULAT
DATUM: 19.06.1992
MARIANNE BENTELI

Insbesondere Frauenorganisationen und Gewerkschaften thematisierten in der EWR-
Diskussion die Frage, was ein Beitritt zum europäischen Binnenmarkt den Frauen
bringen würde. Ausgehend von einer Interpellation von Felten (sp, BS) liess der
Bundesrat einen diesbezüglichen Bericht ausarbeiten. Dieser kam zum Schluss, dass ein
EWR-Beitritt mittelfristig positive Impulse für die Frauen zeitigen würde. Bezüglich
ihrer rechtlichen Stellung könnten die Frauen nur gewinnen, da die zwischen 1975 und
1986 erlassenen fünf EG-Richtlinien, die zum "Acquis communautaire" im EWR-Vertrag
gehören, die formale Gleichstellung der Frauen im Erwerbsleben und bei den
Sozialversicherungen vorschreiben. Auf dem Arbeitsmarkt hätten es die Frauen
aufgrund ihrer schlechteren Ausbildung hingegen anfänglich etwas schwerer als die
Männer. 50

POSTULAT
DATUM: 18.12.1992
MARIANNE BENTELI

Ein Postulat Bär (gp, BE) für eine geschlechtsspezifische Formulierung in den
Schweizer Pässen, welches im Vorjahr noch von Dreher (ap, ZH) bekämpft worden war,
wurde nun, da der Bundesrat diese Änderung für 1993 ankündigte, diskussionslos
überwiesen. 51

POSTULAT
DATUM: 31.12.1992
MARIANNE BENTELI

Nationalrätin von Felten(sp, BS) ersuchte den Bundesrat mit einem überwiesenen
Postulat, den vom Bundesamt für Statistik ausgearbeiteten Bericht über die Situation
der Frauen und Männer in der Schweiz aus statistischer Sicht periodisch zu
aktualisieren und mit weiterem Datenmaterial zu ergänzen. 52

POSTULAT
DATUM: 17.06.1994
MARIANNE BENTELI
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Ein Postulat Aeppli (sp, ZH), welches den Bundesrat bittet, den Räten einen Bericht
über die gesamtgesellschaftlich geleistete bezahlte und unbezahlte Arbeit und ihre
Aufteilung zwischen Frauen und Männern vorzulegen und konkrete Massnahmen
vorzuschlagen, die zu einer gerechteren Verteilung der bezahlten und unbezahlten
Arbeit beitragen, wurde vom Nationalrat stillschweigend angenommen. 53

POSTULAT
DATUM: 04.10.1996
MARIANNE BENTELI

Gegen den Willen des Bundesrates überwies der Nationalrat – wenn auch nur knapp mit
68 zu 66 Stimmen  ein Postulat Maury Pasquier (sp, GE), welches die Landesregierung
ersucht, in Zusammenarbeit mit der Verwaltung die Empfehlungen der
interdepartementalen Arbeitsgruppe zur geschlechtergerechten Rechts- und
Verwaltungssprache von 1991 umzusetzen. Dem Parlament sollen künftig nur noch
Botschaften zugeleitet werden, die in allen Landessprachen geschlechtsneutral 
abgefasst sind. Der Bundesrates hatte sich vergeblich mit dem Argument, die
Anwendung dieses Prinzips würde im Französischen und Italienischen zu
unüberwindbaren Schwierigkeiten führen, gegen eine Annahme des Vorstosses
gewehrt. 54

POSTULAT
DATUM: 07.10.1999
MARIANNE BENTELI

Ausgehend von der Feststellung, dass sich in der Schweiz immer mehr Frauen
selbständig machen, ersuchte Nationalrätin Fetz (sp, BS) den Bundesrat mit einem
überwiesenen Postulat, einen Bericht über diese Unternehmerinnen zu erstatten und
dabei insbesondere darzulegen, von welchen Beratungs- und
Finanzierungsmöglichkeiten der öffentlichen Hand sie Unterstützung erwarten können
und mit welchen Massnahmen und Empfehlungen sie besser gefördert werden
könnten. 55

POSTULAT
DATUM: 03.10.2003
MARIANNE BENTELI

Ein Postulat befasste sich gewissermassen mit den Voraussetzungen für die
Lohngleichheit. Heim (sp, SO) bat den Bundesrat aufzuzeigen, wie der Erwerb von
ausserberuflich erworbenen Schlüsselkompetenzen für die Anstellung und die
Lohneinreihung in der Bundesverwaltung berücksichtigt werden könne. Der Bundesrat
antwortete, es gebe diese Richtlinien bereits, doch sei deren Anwendung Sache der
Departemente und Ämter. Die daraus resultierende Unverbindlichkeit der Richtlinien
genügte dem Nationalrat nicht, weshalb er das Postulat mit 87 zu 67 Stimmen
überwies. 56

POSTULAT
DATUM: 08.03.2007
MARIANNE BENTELI

In der Herbstsession überwies der Nationalrat mit 105 zu 78 Stimmen ein Postulat der
Grünen Fraktion, mit welchem der Bundesrat beauftragt wurde, die Auswirkungen des
Konjunkturprogramms aus Gender-Sicht zu untersuchen. In einem entsprechenden
Bericht soll er unter anderem aufzeigen, wie sich die Stabilisierungsmassnahmen zur
Stützung der Konjunktur in den Bereichen Erhalt und Schaffung von Arbeitsplätzen,
Entlassungen, Kurzarbeit, Umsetzung und Wirkung von Weiterbildungsmassnahmen auf
Frauen und Männer auswirken. 57

POSTULAT
DATUM: 15.09.2009
ANDREA MOSIMANN

Überwiesen hat der Nationalrat im April ein Postulat Kiener Nellen (sp, BE) zur
Frauenförderung in technischen und naturwissenschaftlichen Lehrgängen und
Berufen. Der Bundesrat wurde damit aufgefordert, Lösungsvorschläge zu präsentieren,
wie die Untervertretung von Mädchen und Frauen in den erwähnten Berufsgruppen in
Zusammenarbeit mit den Kantonen bekämpft werden könnte. Bei den Beratungen im
Nationalrat sprachen sich die gesamte SVP-Fraktion sowie einige Politiker aus den CVP-
und FDP-Fraktionen gegen den Vorstoss aus. Nationalrat Bortoluzzi (svp, ZH) wehrte
sich gegen eine staatliche Einflussnahme auf die Berufswahl; solange der Zugang zu den
Berufen allen unabhängig vom Geschlecht zustehe, seien weitere Massnahmen unnötig.
Dennoch fand das Postulat eine Mehrheit von 102 zu 68 Stimmen. 58

POSTULAT
DATUM: 14.04.2011
ANITA KÄPPELI
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Der Bundesrat soll einen Bericht zur Situation der Frauen in der Landwirtschaft
erstellen. Dieser Auftrag erteilte ihm der Nationalrat durch die Annahme eines Postulats
Graf (gp, BL). Die Landesregierung wurde damit insbesondere aufgefordert, Angaben
zur ökonomischen, rechtlichen und sozialen Stellung der Frauen im
landwirtschaftlichen Bereich, zu den geschlechterspezifischen Besitzverhältnissen und
dem Ausmass an unbezahlter Arbeit durch Frauen in der Landwirtschaft zu machen. 59

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
ANITA KÄPPELI

Adopté unanimement en juin 2014 par le Conseil des Etats, le postulat Häberli-Koller
(pdc, TG) charge le Conseil fédéral d’établir un rapport présentant une analyse du
succès des mesures volontaires pour atteindre l’égalité salariale entre hommes et
femmes. Suite à ce rapport, le Conseil fédéral déciderait ensuite de continuer la
collaboration volontaire avec les entreprises ou d’introduire des mesures de coercition
étatique. Le Conseil fédéral s'est montré favorable au postulat. 60

POSTULAT
DATUM: 12.03.2014
SOPHIE GUIGNARD

Un postulat de Ruedi Noser (plr, ZH) "Egalité salariale. Améliorer la pertinence des
statistiques“ a enjoint le Conseil fédéral à se pencher sur la manière dont les
statistiques à propos des différences de salaire entre hommes et femmes sont établies.
Le député recommande la prise en compte de variables jusque-là non considérées,
comme par exemple l’expérience professionnelle, les formations continues suivies ou le
taux d’occupation au long de la carrière. Le postulat propose également l’usage du
salaire médian plutôt que moyen, ce dernier étant plus facilement tronqué par les
valeurs extrêmes. Bien que le Conseil fédéral observe que la méthode d’analyse
employée par l’OFS correspond à l’état des connaissances scientifiques actuelles et
qu’elle assure la qualité et l’objectivité des mesures, il souhaite garantir la transparence
et le consensus sur la méthode utilisée et propose donc d’accepter le postulat. Le
Conseil national a suivi cet avis lors de la session d’automne 2014. 61

POSTULAT
DATUM: 02.06.2014
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session d’été le Conseil national a rejeté un postulat de la députée Feri (ps,
AG), qui demandait au Conseil fédéral un rapport sur les mesures de soutien en faveur
de l’égalité des sexes au sein de l’administration fédérale. La conseillère se base sur le
plan d’action du canton de Vaud pour recommander l’institution d’un quota de femmes
dans l’administration fédérale. Le Conseil fédéral a proposé de rejeter le postulat,
arguant que l’égalité des sexes avait été inscrite dans les sept lignes directrices du
programme de législature 2011-2015, dans le cadre duquel la plupart des mesures
préconisées par la députée Feri étaient étudiées. La conseillère fédérale Eveline
Widmer-Schlumpf a ajouté que si l’on exceptait le corps des gardes-frontières ainsi
que le DDPS, le pourcentage de femmes dans l’administration fédérale atteignait plus
que les 40% visés par Madame Feri. La chambre du peuple a suivi l’avis du Conseil
fédéral et rejeté le postulat à 94 voix contre 73. 62

POSTULAT
DATUM: 17.09.2014
SOPHIE GUIGNARD

Pour les personnes ne se reconnaissant pas dans les catégories "femme" ou "homme",
la conseillère nationale Arslan (Basta!, BS) propose au Conseil fédéral de se pencher sur
l'inscription d'un troisième sexe à l'état civil, voire une absence de mention. Si le
postulat a été accueilli positivement par le Conseil fédéral, il a été combattu par le
député Nidegger (udc, GE) et a donc été renvoyé.

POSTULAT
DATUM: 16.03.2018
SOPHIE GUIGNARD

D'abord accepté par le Conseil des Etats en juin 2014, le postulat de la sénatrice
Häberli-Koller (pdc, TG)  a été finalement classé en 2018. Les débats autour de la
modification de la loi sur l'égalité en cours remplissaient de fait les objectifs du
postulat. 63

POSTULAT
DATUM: 29.05.2018
SOPHIE GUIGNARD

Sibel Arslan a défendu devant le Conseil national son postulat visant l'inscription d'un
troisième sexe à l'état civil. Elle a d'abord souligné la nécessité d'une telle inscription –
ou de la suppression de toute inscription de genre – pour deux catégories de
personnes. Premièrement, les personnes intersexes, à savoir les enfants dont les
organes sexuels ne sont à la naissance pas clairement féminins ou masculins. L'usage
pour ces enfants est très souvent une intervention chirurgicale précoce, les attribuant
à un genre arbitraire, ce qui peut avoir pour conséquence un mal-être plus tard dans

POSTULAT
DATUM: 17.09.2018
SOPHIE GUIGNARD
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leur vie, et ce dès l'adolescence. La deuxième catégorie regroupe les personnes qui ne
se reconnaissent pas psychologiquement dans leur sexe biologique. Les troubles
psychologiques liés au genre sont souvent mal compris par les personnes cisgenres
(c'est-à-dire celles dont le sexe biologique correspond au genre ressenti
personnellement) et la mesure proposée par la députée Arslan permettrait un premier
pas vers la prise en compte de ces minorités dans le code civil. La Bâloise ajoute que
cette démarche n'est pas une première mondiale, de nombreux pays dont l'Australie, le
Canada, l'Inde, le Pakistan et l'Allemagne ayant adopté des mesures similaires. De plus,
le postulat a été signé par des parlementaires de tout le spectre politique, à l'exception
de l'UDC. 
Le député Nidegger a pris la parole pour l'opposition. Il a évoqué le danger de
l'indifférenciation, dont il estime qu'elle peut prétériter au développement et à
l'équilibre des personnes. Il recommande donc de rejeter le postulat, pour le bien des
personnes transgenres et intersexes, qui ne seraient ainsi pas incitées à rester dans un
entre-deux. 109 voix ont plébiscité le postulat. 77 s'y sont opposées, dont la quasi-
totalité de l'UDC (à l'exception d'une voix pour et d'une abstention), une partie du PLR,
du PDC et un conseiller PBD. Cinq personnes se sont abstenues (1 UDC, 2 PLR et 2
PDC). 64

En Suisse, une femme meurt en moyenne toutes les deux semaines, victime de
féminicide, majoritairement dans le cadre domestique. En 2018, on dénombrait 28
victimes, et 51 survivantes de tentative de féminicide. Maya Graf, dans son postulat
«Stop aux féminicides dans le contexte domestique en Suisse» demande un rapport
sur les causes et  une liste de mesures pour mettre fin à ce phénomène. 
Dans le cadre de la mise en œuvre de la Convention d'Istanbul, le Conseil fédéral avait
déjà mandaté l'OFS et le BFEG pour l'élaboration d'un rapport sur les violences
domestiques, il a donc recommandé l'adoption du postulat, qui a été accepté
unanimement par le Conseil national en septembre 2019. 65

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Ende 2012 hatte der Bundesrat einen Bericht über die Vertretung der Geschlechter
und Sprachgruppen in ausserparlamentarischen Kommissionen veröffentlicht. Zur
Förderung einer ausgewogenen Vertretung in diesen Gremien empfahl der Bundesrat
verschiedene Massnahmen zur Beseitigung von Ungleichheiten, lehnte jedoch sowohl
eine Aufweichung als auch eine Verschärfung der Vorgaben betreffend Repräsentation
von Geschlechtern und Sprachgemeinschaften in den Kommissionen ausdrücklich ab.
Ebendieser Bericht bewegte die Staatspolitische Kommission des Nationalrats (SPK-N)
im aktuellen Jahr zur Einreichung eines Postulats, worin sie den Bundesrat aufforderte,
den bestehenden Bericht mit einer aktiveren Strategie zu versehen. Um eine
ausgeglichenere Vertretung zu erreichen, sollten zudem alle Kommissionen zur
Umsetzung der vorgeschlagenen Massnahmen verpflichtet werden. Die SPK-N forderte
zur Vollstreckung der Massnahmen eine entscheidende Rolle für den Delegierten für
Mehrsprachigkeit und beauftragte den Bundesrat zu prüfen, ob nicht private Firmen
mit der Rekrutierung von Frauen und Personen aus der lateinischen Schweiz betraut
werden könnten. In seiner Antwort zum Vorstoss führte der Bundesrat aus, dass er die
bereits verabschiedeten Massnahmen momentan als ausreichend erachte. Es sei der
Evaluationsbericht der Gesamterneuerungswahlen 2015 abzuwarten, bevor weitere
Massnahmen beschlossen werden sollten. Gremien, die bei den nächsten Wahlen keine
ausgewogene Vertretung erreichen werden, werden angehalten, dem Bundesrat Bericht
über die aufgrund des bundesrätlichen Berichts bereits getroffenen Massnahmen zu
erstatten. In diesem Sinne beantragte er das Postulat zur Ablehnung. Die SPK gab sich
mit dieser Antwort nicht zufrieden und plädierte im Nationalrat weiterhin auf Annahme.
Die Respektierung von Minderheiten sei von essenzieller Wichtigkeit für die
Aufrechterhaltung der Solidarität zwischen den Sprachregionen in der Schweiz. Gegen
diese Argumente kam auch Bundeskanzlerin Corina Casanova mit ihren Ausführungen
nicht an. Der Nationalrat überwies das Postulat beinahe geschlossen mit 162 zu 5
abweichenden Stimmen aus der SVP. 66

POSTULAT
DATUM: 12.06.2013
MARLÈNE GERBER
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